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Abstract

Entgegen seiner faktischen Relevanz für den Lehrer:innenberuf und seiner forma‐
len Verortung im bildungswissenschaftlichen Studium ist Recht ein blinder Fleck 
der Lehrer:innenbildung. Der Beitrag adressiert dieses Desiderat und arbeitet aus‐
gehend von einer konzeptuellen Klärung von Meta-Reflexivität und Recht die Be‐
deutung von Recht für Lehrer:innenhandeln und -professionalisierung im Verhält‐
nis zum Stellenwert von Recht in zentralen Professionstheorien heraus. Konsequen‐
zen für eine meta-reflexive Lehrer:innenbildung werden gezogen. So wird Recht 
als (meta-)reflexiver Bezugspunkt für die Professionalisierung von Lehrer:innen 
anschlussfähig gemacht. 

1. Einleitung: Recht als meta-reflexiver Bezugspunkt

Recht im Allgemeinen sowie speziell Bildungs- und Schulrecht (zur Begriffs‐
bestimmung vgl. 2.) sind entgegen ihrer faktischen Relevanz für den Leh‐
rer:innenberuf (Avenarius, 2019a, 2019b) Randthemen des erziehungswissen‐
schaftlichen Diskurses, der empirischen Bildungsforschung (Cramer, 2016; 
Reuter, 2018; Hugo, i.V.) und ein „blinder Fleck“ (Füssel, 2020, S. 114) in der 
Lehrer:innenbildung. Als mögliche Ursache hierfür werden primär wechselsei‐
tige disziplinäre Vorurteile und Divergenzen diskutiert (Tenorth, 2015; Hugo & 
Heinrich, 2021). 

So findet sich aufseiten der Erziehungswissenschaft immer wieder der Vor‐
wurf der Verrechtlichung (siehe schon Staupe, 1982), ohne differenziert zwi‐
schen der im Rechtsstaat nötigen Vergesetzlichung (auch: Parlamentarisierung), 
der Bürokratisierung von Verwaltung und der Zunahme von Rechtsprechung 
(Justizialisierung) zu unterscheiden (zur Differenzierung siehe schon Reuter, 
1980). Neben dieser Skepsis gegenüber einer Zunahme rechtlicher Setzungen 
herrscht auf der anderen Seite Rechtsunsicherheit, die i. d. R. mit dem – gemes‐
sen am Verrechtlichungsdiktum paradoxen – Wunsch nach mehr und präzi‐
seren rechtlichen Regelungen einhergeht (vgl. kritisch hierzu schon Pieske, 
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1979). Weiter werden rechtliche und moralische Prinzipien miteinander gleich‐
gesetzt, wenn sich etwa pauschal-normative Forderungen nach der ‚gleichen‘ 
Behandlung von Kindern und Jugendlichen im Kontext von Schule auf das in 
Art. 3 Abs. 1 GG verankerte Gleichbehandlungsgebot stützen (Tenorth, 2015; 
Hugo et al., 2021). Allgemein finden rechtliche Termini zu undifferenziert Ver‐
wendung – so der pauschale Verweis auf ‚das‘ Recht oder ‚die‘ rechtlichen 
Rahmenbedingungen als „Störfaktor[en]“ professionellen pädagogischen Han‐
delns (Hugo, i.V., o. S.), insbesondere in professionstheoretischen Abhandlun‐
gen (siehe z. B. das schulpflichtbedingte Professionalisierungsdefizit bei Oever‐
mann, 2002). Zudem kursieren fehlerhafte rechtliche Konzepte, etwa die Vorstel‐
lung, Lehrer:innen hätten ein Recht – im Sinne eines subjektiven, vor Gericht 
einklagbaren Rechts – auf pädagogische Freiheit (differenziert bei Beaucamp, 
2015). Dabei nehmen Bildungs- und Schulrecht wegen der fehlenden vollstän‐
digen rechtlichen Regulierbarkeit von Bildung und Schule nicht nur in der Er‐
ziehungs-, sondern auch in der Rechtswissenschaft eine Randposition ein und 
werden als „esoterische Materie“ (Rux, 2018, S. 5) oder als „Dunkelziffer [. . . ] des 
Verwaltungsrechts“ (Ipsen, zitiert nach Oppermann, 1969, S. 151) bezeichnet. 
Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass auch das Verhältnis zwi‐
schen Rechts- und Erziehungswissenschaft nicht von einem auf Integrativität 
gerichteten Austausch gekennzeichnet ist. Die Rede ist bisweilen von „feindli‐
chen Lagern“ (Tenorth, 2015, S. 9) oder von „Eigenlogiken“ (Hugo & Heinrich, 
2021, S. 11). Zugespitzt ließe sich von einem „Austauschdefizit“ (Hugo, i.V., 
o. S.), einem ‚a-reflexiven‘ Verhältnis sprechen. 

Dabei teilen Erziehungs- und Rechtswissenschaft mit Bildung und Schule 
einen gemeinsamen Gegenstand, wenn auch aus unterschiedlichen Perspek‐
tiven: Zwar ist zwischen Schule / Bildung als (auch rechtlich geregeltem) Ge‐
genstand der Erziehungswissenschaft und Schule als rechtlich zu regelndem 
Gegenstand der Rechtswissenschaft zu unterscheiden; doch gerade wegen des 
gemeinsamen Gegenstandsbezugs reicht es weder aus, dass beide Disziplinen je 
isoliert über Bildung und Schule reflektieren, wie es bisher vorwiegend der Fall 
ist (Reflexion). Noch genügt es, die einzelnen Themen multiperspektivisch (aus 
Sicht von Rechts- und Erziehungswissenschaft) zu betrachten (Multiperspek‐
tivität), was primär Limitationen der jeweiligen Perspektive zu Tage fördert 
(Cramer et al., 2023) und damit zu den bisherigen theoriebezogenen Inkom‐
mensurabilitäten beider Disziplinen beiträgt. 

Mit Meta-Reflexivität als Ansatz, der der „Pluralität von (Erkenntnis-)Theo‐
rien, Wissensformen, Paradigmen und (Teil-)Disziplinen [als] [. . . ] Spezifikum“ 
(Cramer et al., 2019, S. 401) der Lehrer:innenbildung Rechnung trägt, bietet 
sich die Möglichkeit, besagte disziplinäre Eigenlogiken und Perspektiven im 
Hinblick auf den Gegenstand Schule / Bildung sowie spezifisch für die Leh‐
rer:innenprofessionalisierung produktiv zu nutzen (vgl. Abb. 1). So lassen sich 
die aus der multiperspektivischen Betrachtung emergierenden Divergenzen 
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Abbildung 1: Rechts- und Erziehungswissenschaft im System von Reflexion, Multipers- 
pektivität und Meta-Reflexivität, Darstellung in Anlehnung an Cramer et al. (2023) 

nutzen, um (1) pauschalisierender Kritik und wechselseitigen Vorurteilen vor‐
zubeugen, (2) pädagogisch professionelle Lösungen als Antwort auf das recht‐
liche Regulierungsdefizit der interpersonalen Erziehungs- und Bildungssitua‐
tion (Rux, 2018) zu entwickeln, (3) erziehungs- und rechtswissenschaftliche 
Divergenzen integrativ im Hinblick auf Möglichkeiten und Grenzen schuli‐
schen Handelns von Lehrer:innen zu reflektieren, und (4) so idealiter auf Seite 
der zukünftigen Lehrer:innen exemplarisch-typisierende Situationsdeutungen 
(Cramer et al., 2019) zu vollziehen, die nicht nur rechtliche Grenzen, sondern 
auch Freiheitsräume involvieren (Hugo, i.V.). 

Vor diesem Hintergrund zielt der vorliegende Beitrag darauf, die Rolle von 
(Bildungs-)Recht als (meta-)reflexiven Bezugspunkt für die Lehrer: innenprofes‐
sionalisierung anschlussfähig zu machen. Ausgehend von den zentralen Kon‐
zepten Meta-Reflexivität und Recht (vgl. 2.) wird hierzu zunächst die Relevanz 
von Recht für das Handeln von Lehrer:innen bzw. deren Professionalisierung 
aufgezeigt (vgl. 3.) und mit der Rolle von Recht in Professionstheorien kontras‐
tiert (vgl. 4). Darauf aufbauend wird das meta-reflexive Potenzial von Recht für 
die Weiterentwicklung der Lehrer:innenbildung thematisiert (vgl. 5.). 
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2. Meta-Reflexivität – und Recht

Mit dem Ansatz der Meta-Reflexivität wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass die Lehrer:innenbildung von einer (erkenntnis-)theoretischen, paradigma‐
tischen, disziplinären und wissensbezogenen Pluralität gekennzeichnet ist (Cra‐
mer et al., 2019), die es bei der Anbahnung von Lehrer:innenprofessionalität zu 
berücksichtigen gilt. Entsprechend wird Meta-Reflexivität definiert als „Kennt‐
nis unterschiedlicher, auf den Lehrerberuf bezogener theoretischer Zugänge und 
empirischer Befunde, die Fähigkeit, diese mit Blick auf ihre jeweiligen Grundla‐
gen und Geltungsansprüche verorten, in ein Verhältnis setzen und sich kritisch 
mit ihnen auseinandersetzen zu können sowie exemplarisch-typisierende Si‐
tuationsdeutungen des komplexen Handlungsfeldes Schule vornehmen zu kön‐
nen. Unter Rekurs auf diese exemplarisch-typisierenden Situationsdeutungen 
können in der Schule angemessene situative Deutungen und darauf aufbau‐
end situationsadäquate Handlungsoptionen entwickelt werden. Das Treffen von 
Handlungsentscheidungen und das Handeln selbst kann unter Rekurs auf diese 
Handlungsoptionen erfolgen“ (Cramer et al., 2019, S. 410). 

Ein wesentlicher, bis dato marginalisierter Zugriff auf die Tätigkeit von Leh‐
rer:innen ist die rechtliche Perspektive (Avenarius, 2019a, 2019b; Füssel, 2020). 
Bezüglich der Bestimmung von Bildungsrecht, Schulrecht und Recht allgemein 
zeigt sich, dass Recht ebenfalls von divergenten Zugängen und Gegenstandsbe‐
reichen gekennzeichnet ist, die eine integrative Betrachtungsweise erfordern. 
Dies lässt sich exemplarisch anhand von Rechtsgebieten, rechtswissenschaftli‐
chen Subdisziplinen und Rechtsquellen aufzeigen. 

2.1 Rechtsgebiete

Hinsichtlich der Rechtsgebiete sind zunächst öffentliches Recht und Privatrecht 
zu unterscheiden, die eigenen Logiken folgen. Es gibt verschiedene rechtswis‐
senschaftliche Theorien zum Verhältnis dieser beiden Rechtsgebiete zueinan‐
der (zum Überblick Neuner, 2023). Kurz gesagt regelt das öffentliche Recht die 
Rechtsbeziehungen zwischen Staat und Individuum in einem hierarchischen 
Über- und Unterordnungsverhältnis (Subordinationstheorie). Das Privatrecht 
hingegen regelt die Rechtsbeziehungen zwischen autonomen Individuen in ei‐
nem Gleichordnungsverhältnis. Strafrechtliche Fälle stehen paradigmatisch für 
öffentliches Recht: Von staatlicher Seite werden Tatbestände (z. B. Diebstahl) 
sowie die Rechtsfolgen bei Tatbestandserfüllung (z. B. Geld- oder Freiheitss‐
trafen) festgesetzt und mit staatlicher Gewalt durchgesetzt. Klassisches privat‐
rechtliches Beispiel ist der Vertragsschluss: Zwei autonome Vertragsparteien 
beschließen, dass das Eigentum an einer Sache (z. B. Haus) gegen eine Gegen‐
leistung (z. B. Geld) wechselt. 
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Abbildung 2: Bildungs- und Schulrecht als Teilgebiete des öffentlichen Rechts 
(vereinfachte Darstellung) 

Die Verortung des für die Lehrer:innenprofession besonders relevanten Bil‐
dungs- und Schulrechts im System dieser Rechtsgebiete verdeutlicht, dass auch 
öffentliches Recht nicht gleich öffentliches Recht ist (vgl. Abb. 2). 

Konkret ist Schulrecht, formal definiert als die Gesamtheit der Rechtsnor‐
men, die sich auf die Schule und das Schulwesen beziehen (Avenarius, 2019c, 
S. 7), ein Teilbereich des Bildungsrechts, d. h. der Gesamtheit der das Bildungs‐
system regelnden Rechtsnormen (Füssel, 2012, S. 108). Damit umfasst Bildungs‐
recht alle Ebenen des deutschen Bildungswesens vom Elementar- bis zum Terti‐
ärbereich, Schulrecht hingegen lediglich das Schulwesen (zum Überblick Hugo 
& Heinrich, 2021). Beide zählen wiederum innerhalb des öffentlichen Rechts 
zum Verwaltungsrecht bzw. konkret zum besonderen Verwaltungsrecht. 

2.2 Rechtswissenschaftliche Subdisziplinen

So, wie es nicht das eine (öffentliche) Recht gibt, gibt es nicht die eine Rechts‐
wissenschaft. Vielmehr haben sich im historischen Verlauf (insbesondere) 
die Subdisziplinen Rechtsphilosophie, Rechtssoziologie, Rechtstheorie, Rechts‐
geschichte und Rechtsdogmatik herausgebildet (Asmus-Nebel & Füssel, 2012, 
S. 94 f.): Rechtsphilosophie befasst sich u. a. mit dem bereits angesprochenen Ver‐
hältnis von Recht und Moral (Seelmann & Demko, 2019). Die Rechtssoziologie 
untersucht die gesellschaftlichen Auswirkungen von Recht (Baer, 2022). In der 
Rechtstheorie werden insbesondere rechtspositivistische und naturrechtliche 
Positionen diskutiert (Rüthers et al., 2022). Die Rechtsgeschichte beschäftigt sich 
mit der historischen Entwicklung von Recht (Eisenhardt, 2019). 

Wird im erziehungswissenschaftlichen Diskurs auf Rechtswissenschaft all‐
gemein rekurriert, so ist damit regelmäßig die Rechtsdogmatik gemeint. Im Un‐
terschied zu den anderen Subdisziplinen handelt es sich um ein ‚praktisches‘ 
Teilgebiet (Asmus-Nebel & Füssel, 2012, S. 94). Insofern geht sie von a-priori-
„Voraussetzungen aus, die sie selbst nicht überprüft“, und zielt auf „das syste‐
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matische Nachdenken über das Recht zur Erkenntnis der Rechtslage im Allge‐
meinen wie im Einzelfall“ (S. 95). 

2.3 Rechtsquellen

Zentraler Bezugspunkt rechtswissenschaftlicher Überlegungen sind die je 
Rechtsgebiet unterschiedlichen Rechtsquellen, die sich in einer auf Hans Kelsen 
(1976) zurückgehenden Normenhierarchie systematisieren lassen. Relevante 
Rechtsquellen des Schulrechts sind insbesondere auf folgenden Ebenen ange‐
siedelt: 

(a) Verfassungsebene: Das Verfassungsrecht des Bundes (Grundgesetz) sowie 
der Länder (z. B. BayVerf; Verf-BW); grundgesetzlich sind v. a. die staatliche 
Schulhoheit und Schulaufsicht (Art. 7 Abs. 1 GG), landesverfassungsrechtlich 
die obersten Bildungs- und Erziehungsziele (z. B. Art. 131 BayVerf) normiert; 

(b) Gesetzesebene: Gesetze sind von Landesparlamenten im Rahmen des Ge‐
setzgebungsprozesses verabschiedete formelle Gesetze, die im Gesetzesblatt 
verkündet wurden (Weber, 2022). Hierzu zählen insbesondere die Landesschul‐
gesetze (z. B. BayEUG; SchG-BW); 

(c) Rechtsverordnungsebene: Rechtsverordnungen sind von den Kultusminis‐
terien der Länder auf Grundlage eines Gesetzes erlassene Verordnungen, die 
ebenfalls im Gesetzesblatt zu verkünden sind (Weber, 2022). Zentrale Beispiele 
sind die Schulordnung (SchO) und die Dienstordnung (LDO). 

Die Anordnung in der Hierarchie verweist darauf, dass die abstrakten Rege‐
lungen auf den höheren Ebenen durch die unteren Ebenen konkretisiert werden 
bzw. umgekehrt die unteren Ebenen mit allen höheren Ebenen vereinbar sein 
müssen. Die Rechtsdogmatik ist die Lehre davon, diese Rechtsquellen auf den 
jeweiligen Fall mit dem Ziel anzuwenden, rechtsverbindliche Entscheidungen 
von Konfliktfällen durch Abstraktion und Distanz zu treffen (Asmus-Nebel & 
Füssel, 2012). 

2.4 Meta-Reflexivitätsmatrix des Rechts

Hinsichtlich der aus soziologischer Perspektive zentralen Aufgabe von Recht, 
nämlich der Regulierung gesellschaftlicher Realität insbesondere in Konfliktsi‐
tuationen (Zippelius, 2012, § 6), lässt sich so eine Art Meta-Reflexivitätsmatrix 
des Rechts entwerfen, und zwar mit den Subdisziplinen als erster, den Rechts‐
gebieten als zweiter und den jeweiligen rechtlichen Konfliktfällen / Sachverhal‐
ten als dritter Achse. Die rechtswissenschaftlichen Subdisziplinen liegen dabei 
gleichsam ‚quer‘ zu den Rechtsgebieten: In jedem Bereich lassen sich rechtsphi‐
losophische, -soziologische, -historische und -dogmatische Perspektiven ein‐
nehmen. Innerhalb der Rechtsgebiete sind verschiedene für den jeweiligen 
Sachverhalt relevante Rechtsquellen grundzulegen, wobei die schulrechtlichen 
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Regelungen auf Verfassungs-, Gesetzes- und Rechtsverordnungsebene von ei‐
ner relativ großen Offenheit, von Ermessens- und Beurteilungsspielräumen und 
damit durch Auslegungsbedürftigkeit gekennzeichnet sind (Rux, 2018). 

Im Unterschied zur Erziehungswissenschaft, in der Divergenz und Unge‐
wissheit zwar als konstitutiv angesehen, jedoch immer wieder als ‚Störfaktor‘ 
diskutiert werden (Tenorth, 2006), ist das Aushandeln von Divergenz in der 
Rechtswissenschaft nicht nur zwischen den Gebieten und den hierauf gerich‐
teten subdisziplinären Blickwinkeln, sondern auch je nach Kombination von 
Gebiet, Perspektive und Sachverhalt konstitutiv für die rechtliche Argumenta‐
tion. So kann eine Person den Tatbestand des Diebstahls im strafrechtlichen 
Sinne erfüllen und wegen Schuldunfähigkeit oder fehlender objektiver Zure‐
chenbarkeit freigesprochen werden. Auch können auf verfassungsrechtlicher 
Ebene Grundrechte wie die Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 GG) vorbehaltslos 
gewährt sein und Einschränkungen aufgrund anderer Verfassungsgüter (z. B. 
staatlicher Erziehungsauftrag) am Ende einer juristischen Prüfung (praktische 
Konkordanz) dennoch als zulässig und begründet eingestuft werden. 

Die Vielzahl der Rechtsgebiete, möglicher rechtswissenschaftlicher Per‐
spektiven hierauf sowie der je einschlägigen Rechtsquellen zeigt exemplarisch 
die Herausforderung juristischer Argumentationen, die darauf zielen, wider‐
streitende, teilweise gleichrangige Rechtspositionen miteinander zu vermit‐
teln – eine Herausforderung, die im Schulverhältnis als öffentlich-rechtlichem 
Rechteverhältnis in gesteigertem Maße besteht. 

3. Lehrer:innen(-professionalisierung) – und Recht

Angesicht dieser Komplexität von Recht ließe sich diskutieren, inwiefern 
(Schul-)Recht als rechtswissenschaftliches Spezialgebiet für Lehrer:innen, de‐
ren Handeln und deren Professionalisierung relevant ist. Dies lässt sich ers‐
tens an der Staatlichkeit des Bildungs- und Erziehungsauftrags, zweitens an der 
Rechtsnatur von Schule und schulischem Handeln sowie drittens an der Quantität 
und Qualität rechtlicher Regelungen für professionelles pädagogisches Handeln 
verdeutlichen. 

3.1 Staatlichkeit des Bildungs- und Erziehungsauftrags

Die Bedeutung von Recht für Lehrer:innen und deren Professionalisierung er‐
gibt sich im modernen sozialen und demokratischen Rechtsstaat primär daraus, 
dass Schule nicht nur rechtlich reguliert, sondern rechtlich erst begründet wird 
(Hugo, i.V.): So wird der staatliche Bildungs- und Erziehungsauftrag ebenso 
wie die Schulpflicht laut herrschender Meinung in der grundgesetzlich ver‐
ankerten staatlichen Schulaufsicht (Art. 7 Abs. 1 GG) verortet. Die zentralen 
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Strukturmerkmale unseres Schulwesens (Schulformen, Schulstufen, Einteilung 
in Jahrgangsstufen etc.) werden in den Landesschulgesetzen geregelt. Kurz: 
Das moderne Schulwesen ist ein staatliches und damit in allen wesentlichen 
Punkten rechtlich konstruiert. Damit ist das Schulsystem im Sinne von Haber‐
mas (1981) mehr noch als andere Gesellschaftsbereiche von der Ambivalenz der 
Freiheitsermöglichung durch Freiheitsregulierung geprägt (Hugo, i.V.). 

3.2 Rechtsnatur von Schule und Lehrer:innen

Diese Ambivalenz spiegelt sich in der Rechtsnatur von Schule und der Rolle von 
Lehrer:innen wider (zu diesem Teilkapitel vgl. Hugo, i.V.): An Schulen herrscht 
ein öffentlich-rechtliches Rechteverhältnis. Damit hat Schule eine doppelte ‚Dop‐
pelnatur‘ (in Anlehnung an Hanschmann, 2019). Einerseits ist sie Ort der Bildung 
und Erziehung der heranwachsenden Generation mit pädagogischen Gestal‐
tungsspielräumen (pädagogische ‚Natur‘), andererseits ist sie als Vollzugsort des 
(Landes-)Verfassungsauftrags Teil der Exekutive (verwaltungsrechtliche ‚Na‐
tur‘). So kommt ihr ein Anstaltscharakter (bezüglich innerer Schulangelegen‐
heiten, z. B. die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen der schulischen Bildungs- 
und Erziehungsarbeit) und ein Behördencharakter (bezüglich äußerer Schulan‐
gelegenheiten, insbesondere Verwaltung und Organisation der Schule) zu. 

Analog haben Lehrer:innen eine Doppelrolle: Ihre erzieherische und unter‐
richtliche Tätigkeit ist einerseits auf die Persönlichkeitsentwicklung von Schü‐
ler:innen ausgerichtet. Andererseits sind sie als Vollziehende des staatlichen 
Bildungsauftrags an geltendes Recht sowie im hierarchisch organisierten Ver‐
waltungssystem Schule an Weisungen gebunden. 

3.3 Quantität (schul-)rechtlicher Regelungen

Die Einbindung von Lehrer:innen in die Verwaltungsapparatur Schule und ihre 
rechtliche Funktion hinsichtlich des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauf‐
trags bedingen die Rahmung der erzieherischen und unterrichtlichen Tätigkeit 
mit einer Vielzahl einschlägiger (schul-)rechtlicher Regelungen (vgl. 2.3). Diese 
betreffen v. a. fünf zentrale Bereiche (nachfolgend Avenarius, 2019c): (1) die Or‐
ganisation des Schulwesens allgemein; (2) die staatliche Schulhoheit und Aufsicht 
wie sie in Art. 7 Abs. 1 GG grundgelegt wird; (3) die Verfassung, den Unterhalt 
und die Verwaltung von Schule; (4) die Rechtsverhältnisse der an der Schule be‐
teiligten Personen (Schüler:innen, Eltern und Lehrer:innen); (5) das Verhältnis 
an Privatschulen als eigenen Regelungsbereich. 

Neben diesem Schulrecht im engeren Sinne gibt es eine Vielzahl weiterer 
relevanter Bezugsrechtsgebiete (Schulrecht im weiteren Sinne): So unter ande‐
rem Verfassungsrecht (z. B. Religionsausübung an Schulen), allgemeines Ver‐
waltungsrecht (z. B. die gerichtliche Anfechtung von Prüfungsentscheidungen), 
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Dienst- und Beamtenrecht (z. B. Stellenbesetzungen, Disziplinarmaßnahmen), 
Kinder- und Jugendhilferecht (z. B. Schulbegleitung). 

3.4 Qualität (schul-)rechtlicher Regelungen

Während in der Quantität rechtlicher Regelungen im Schulverhältnis primär die 
Freiheitsregulierung zum Ausdruck kommt, akzentuiert die Qualität der schul‐
rechtlichen Normen das Momentum der Freiheitsermöglichung und damit die 
Grenzen staatlicher Regulierung im Schulwesen. Der fehlenden rechtlichen Re‐
gulierbarkeit der interpersonalen Bildungs- und Erziehungsinteraktion tragen 
die Landesgesetzgeber mit weitreichenden Spielräumen auf Verfassungs-, Ge‐
setzes- und Rechtsverordnungsebene Rechnung (Rux, 2018): So wird den Lehr‐
personen mit dem Rechtsinstitut der pädagogischen Freiheit ein Instrument an 
die Hand gegeben, um das Spannungsverhältnis ihrer Rolle in der Doppelna‐
tur des Schulwesens auszutarieren (Hugo, i.V.): „Der schulische Bildungs- und 
Erziehungsauftrag kann letztendlich nur dann erfolgreich sein, wenn den Lehre‐
rinnen und Lehrern ein Freiraum zur eigenverantwortlichen Ausgestaltung der 
konkreten Unterrichtssituation gelassen wird“ (Hanschmann, 2019b, S. 189). 

Vergleichbares gilt für die im Zuge der neuen Steuerung den Schulen zuge‐
sprochene erweiterte Eigenständigkeit der Einzelschule. Weiter dominieren im 
Schulrecht finale (z. B. oberste Bildungs- und Erziehungsziele) und appellative 
Rechtssätze (z. B. Verhaltensaufforderungen an Schüler:innen), unbestimmte 
Rechtsbegriffe (z. B. Prüfungsbewertung sehr gut) sowie Beurteilungs- und Er‐
messensspielräume (Avenarius & Hanschmann, 2019; Rux, 2018). Die Offenheit 
und Unbestimmtheit des Schulrechts gehen mit einem Konkretisierungsbedarf 
einher, der der pädagogischen Professionalität überantwortet wird (Hugo, i.V.). 

4. Professionstheorien – und Recht

Gemessen an der rechtlichen Konstituierung von Schulverhältnis und Leh‐
rer:innenrolle wäre zu erwarten, dass die (auch) rechtliche Bedingtheit pro‐
fessionellen schulischen Handelns in Professionstheorien mitreflektiert wird. 
Eine Synopse zentraler Professionstheorien führt diesbezüglich zu drei Grup‐
pen (zum Überblick vgl. Hugo, i.V.): Theorien ohne, mit instrumentellem / im‐
plizitem oder mit strukturellem / explizitem Rechtsbezug. In der ersten Gruppe 
ohne Rechtsbezug spielen die rechtlichen Rahmenbedingungen von professio‐
nellem Handeln keine Rolle, da das Mikrosystem der Lehrer:innen im Zen‐
trum steht. Hierzu gehören Persönlichkeits- (Spranger, 1924; Mayr, 2014) und 
berufsbiografische Ansätze (Terhart et al., 1994). Die zweite Gruppe befasst sich 
v. a. mit der Statusbestimmung von Profession als Kollektiv im Zusammenhang 
mit Macht- und Herrschaftsfragen: Merkmalsansatz (Carr-Saunders & Wilson, 
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1933; Hartmann, 1968), Machttheorie (Sarfatti-Larson, 1977; Daheim, 1992) und 
Wissenssoziologie (Hitzler, 1998; Schütz & Luckmann, 2017). Recht kommt in 
diesen Theorien nur implizit / instrumentell als kodifizierende Absicherung der 
Monopolstellung der Profession zum Tragen. Eine explizite Thematisierung 
rechtlicher Aspekte im Professionsdiskurs findet primär in der dritten, gesell‐
schaftstheoretisch fundierten Gruppe statt: Mit der Ausdifferenzierung gesell‐
schaftlicher Teilsysteme in modernen Gesellschaften (Luhmann, 1982) entsteht 
auch das Rechtssystem, das strukturell andere Systeme mit zweckrationalen, 
bürokratischen Prinzipien ‚kolonialisiert‘ (Habermas, 1981). 

Damit erscheint Recht in Professionstheorien mit strukturellem Bezug als 
„Störfaktor“ (vgl. Hugo, i.V.): Speziell in strukturtheoretischen Arbeiten wird 
die Schulpflicht als Autonomiedefizit der Klient:innen (d. h. der Schüler:innen) 
eingestuft, worin ein Hinderungsgrund für die vollständige Professionalisie‐
rung von Lehrer:innen bestehe (Oevermann, 2002; vgl. auch Autonomieantino‐
mie bei Helsper, 2004, 2021). Allgemein wird die organisationale Einbindung 
von Lehrer:innenhandeln in die Verwaltungsapparatur Schule moniert (z. B. 
Organisationsantinomie bei Helsper, 2004, 2021). 

Diese Argumentationen zeugen jedoch von fehlerhaften rechtlichen Kon‐
zepten (vgl. Hugo, i.V.): So ist das Autonomiedefizit kein schulpflichtbedingtes 
professionsspezifisches Charakteristikum der Lehrtätigkeit an Schulen, sondern 
„ein allgemeines (rechtliches) Charakteristikum des (Rechts-)Subjekts“ (o. S.) 
Schüler:in, das erst mit der Volljährigkeit Autonomie im rechtlichen Sinne er‐
langt: „Hierin besteht folglich weniger ein Professionsdefizit als eine gesteigerte 
Anforderung an professionelles Handeln von Lehrer:innen. Anders formuliert: 
Lehrpersonen, denen es gelingt, Schüler*innen in ihrer Entwicklung zu autono‐
men Subjekten trotz des Schulzwangs und der allgemein heteronomen lebens‐
weltlichen Bezüge von Schüler*innen nicht zu hemmen oder sogar zu fördern, 
verfügen im Vergleich zu Mitgliedern sonstiger pädagogischer Professionen 
über ein gesteigertes Maß an Professionalität“ (Hugo, i.V., o. S.). 

Auch ist die Kritik an der rechtlich-organisationalen Rahmung zu undiffe‐
renziert, da nicht zwischen den Vorgaben auf unterschiedlichen Rechtsquel‐
lenebenen (Verfassung, Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung – und Verwal‐
tungsinterna) mit je unterschiedlichen Freiheitsgraden unterschieden wird (vgl. 
Hugo, i.V.). Schließlich ließe sich argumentieren, dass mit der staatlicherseits 
rechtlichen Begründung des Schulverhältnisses, der schulgesetzlich normierten 
Schulpflicht von Schüler:innen und der rechtlichen Zuweisung des Vollzugs 
des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags an Lehrpersonen auch das 
Schüler:innen-Lehrer:innen-Verhältnis und die sich hierin vollziehenden Inter‐
aktionen „rechtlich erst konstituiert“ werden (o. S.). 

Insgesamt zeigt sich, dass das, was in Professionstheorien als Ungewissheit 
(Combe & Kolbe, 2008, S. 83), Technologiedefizit (Luhmann & Schorr, 1982), 
Krisenhaftigkeit (Helsper, 2021), Unmöglichkeit (Helsper, 2004) und Professio‐
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nalisierungsdefizit (Oevermann, 2002) bezeichnet wird, seinen Ursprung auch 
in der Rechtsnatur von Schule als Institution staatlicher Verwaltung hat (Hugo, 
i.V.). Umgekehrt entspricht die Ungewissheitskategorie des Professionsdiskur‐
ses (kritisch: Tenorth, 2006) im rechtswissenschaftlichen Diskurs der Erkennt‐
nis, dass die interpersonale Bildungs- und Erziehungssituation zwischen Leh‐
rer:innen und Schüler:innen in ihre Gänze nicht regulierbar ist und rechtlich 
gesehen der professionellen pädagogischen Entscheidung von Lehrer:innen 
und Einzelschule überantwortet wird (Rux, 2018, 2021). 

5. Meta-reflexive Lehrer:innenbildung – und Recht?

Die Relevanz von Recht für die Lehrer:innenprofessionalisierung hat sich 
an der auch rechtlichen Konstruktion von (staatlicher) Schule, Schulverhält‐
nis und Schüler:innen-Lehrer:innen-Interaktion gezeigt. Das sich hierin grün‐
dende Spannungsverhältnis von Freiheitsermöglichung durch Freiheitsregulie‐
rung (Habermas, 1981) wird professionstheoretisch bis dato nur unzureichend 
bzw. zu Gunsten des freiheitsbegrenzenden Momentums reflektiert (Hugo, 
i.V.). Demgegenüber verdeutlicht die rechtliche Relationierung dieses Span‐
nungsverhältnisses, dass Schulrecht grundsätzlich von Offenheit und Unbe‐
stimmtheit gekennzeichnet ist. Die daraus resultierenden Freiräume für Leh‐
rer:innenhandeln können als Versuch des Gesetzgebers gesehen werden, der 
Nicht-Regulierbarkeit der interpersonalen Bildungs- und Erziehungssituation 
(Rux, 2018) Rechnung zu tragen und Spielräume zu schaffen, innerhalb derer 
den Lehrer:innen als pädagogischen Professionellen die Deutungshoheit bzgl. 
des konkreten Einzelfalls zugesprochen wird – gleichsam als eine rechtliche 
Antwort auf die Ungewissheit und Kontingenz (Luhmann & Schorr, 1982) pro‐
fessionellen pädagogischen Handelns (Hugo, i.V.). Damit tritt allerdings eine 
neue, rechtliche Ungewissheit hinzu, die sich im Kern um die Frage dreht, wie 
weit Gestaltungsspielräume reichen und wie eng die rechtlichen Grenzen im 
Einzelfall zu bewerten sind. Diesbezüglich sind Lehrer:innen mangels entspre‐
chender universitärer Ausbildungsinhalte auf sich allein gestellt. 

Mit der meta-reflexiven (sekundären) Lehrer:innenbildung eröffnet sich so‐
mit zunächst die Möglichkeit, Recht als relevanten primären Bezugspunkt aus 
Sicht der heuristischen, sekundären Meta-Reflexivitätsprinzipien (Cramer et al., 
2019, S. 415) zu reflektieren (vgl. nachfolgend Hugo, i.V.): Die konsequente 
Mehrperspektivität ist offen für die rechtliche Perspektive. Sachverhalte werden 
so auch mit Blick auf rechtliche Freiheitsräume und Grenzen distanziert, d. h. 
zeitlich entlastet analysierbar (Distanzierung). Dabei kann Recht als ein Bezugs‐
punkt neben vielen (Alternativität) eingeordnet werden, dessen Unabhängig‐
keit von anderen Bezugspunkten auszuweisen und dessen Thematisierungsmo‐
dus zu kommunizieren (Metakommunikation) sowie zu begründen ist (Begrün‐
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dungspflicht). Die rechtliche Perspektivierung ist ferner im Sinne der Transpa‐
renz als solche zu benennen. Der damit verbundenen Verlagerung rechtlicher 
Ungewissheit hinsichtlich der begründeten Auswahl rechtlicher Inhalte weg 
von den Lehramtsstudierenden hin zu den Lehrer:innenprofessionalisierenden 
ließe sich mittels interdisziplinärer Kooperation und des angesprochenen juris‐
tisch-methodischen Wissens im Umgang mit Divergenz begegnen. 

Schließlich lässt sich diskutieren, inwiefern Recht nicht nur eine relevante 
primäre Perspektive, sondern auch ein sekundäres meta-reflexives Prinzip selbst 
darstellt: (1) Aus professionstheoretischer Perspektive ist die Zusammenstel‐
lung der meta-reflexiven Heuristiken nicht abgeschlossen (Cramer et al., 2019, 
2023), sodass eine Erweiterung grundsätzlich möglich ist. (2) Auf Ebene der 
primären Perspektiven auf Professionalität lassen sich rechtliche Überlegungen 
in professionstheoretische Paradigmen integrieren, was aufgrund der zum Teil 
exklusiven Geltungsansprüche der einzelnen Ansätze umgekehrt jedoch nur 
schwer denkbar ist. (3) Auch divergiert, wie gezeigt wurde, Recht je nach 
zu regelndem Gegenstandsbereich, einschlägigen Rechtsquellen, Qualität der 
Rechtsnormen sowie Sachverhalten und hierauf bezogenen disziplinären Teil‐
perspektiven (historisch, dogmatisch etc.). (4) Auf Ebene der sekundären Perspek‐
tiven bzw. meta-reflexiven Prinzipien erscheint Recht vergleichbar zum jüngst 
in den meta-reflexiven Ansatz aufgenommenen Prinzip der Historisierung (Cra‐
mer et al., 2023). Zum einen gibt es schon frühe Rechtssammlungen als Aus‐
druck von ungeschriebenem Gewohnheitsrecht, etwa den sumerischen Kodex 
Ur-Nammu (ca. 2100 v. Chr.), den Kodex Hammurabi im babylonischen Reich 
(ca. 1776 v. Chr.), die Überlieferungen des römischen Rechts (insbesondere das 
Corpus Iuris Civilis, 533 n. Chr., sowie das Corpus Justinianus, 534 n. Chr.). Diese 
Sammlungen sprechen dafür, dass menschliche Gesellschaften sich (rechtliche) 
Regelungen geben, die Allgemeingültigkeit beanspruchen, um den Zusammen‐
halt in großen Gruppen (ab 150 Personen, Aiello & Dunbar, 1993) zu gewährleis‐
ten. Dies trifft zum anderen in gesteigertem Maße auf moderne Gesellschaften 
zu, in denen sich mit der Ausbildung eines eigenen Rechtssystems (Luhmann, 
1982) das Verhältnis zugunsten geschriebenen, positiven Rechts umkehrt. Dies 
spricht dafür, dass Recht ‚mehr‘ ist als ein eigenes Paradigma. 

Allerdings unterscheidet sich Recht in struktureller Hinsicht von den ande‐
ren meta-reflexiven Prinzipien: (1) Recht ist nicht abstrakt und inhaltsleer, wie 
die restlichen Prinzipien, sondern umfasst eine Sammlung inhaltlicher Aussagen 
zur Regelung gesellschaftlicher Teilbereiche. (2) Auch lässt sich Recht wiederum 
selbst sekundär reflektieren (bspw. historisieren, transparent machen etc.). 

Damit muss eine finale Verortung von Recht innerhalb der Theorie der 
Meta-Reflexivität, die auch eine differenzierte rechtstheoretische Klärung von 
‚Recht‘ erfordert, an dieser Stelle offen bleiben. Unabhängig davon, ob man 
Recht als eigene meta-reflexive Perspektive und / oder als meta-reflexives Prin‐
zip konzeptualisiert, erlaubt eine Relationierung empirischer und theoretischer 
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Zugänge der Lehrer:innenbildung unter Rückgriff auf das je gültige Recht eine 
Einordnung des erziehungs- und bildungswissenschaftlich ‚Gewollten‘ in das 
rechtlich ‚Mögliche‘ (Hugo, i.V.). Das meta-reflexive Professionalisierungspo‐
tenzial von Recht in der Lehrpersonenbildung läge dann im Aufbau exempla‐
risch-typisierender Situationsdeutungen (Cramer et al., 2019), die nicht nur 
rechtliche Grenzen, sondern auch Freiheitsräume involvieren (Hugo, i.V.). 
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